
Für die technische Richtigkeit des 
Planentwurfs und für die geometrische 
Eindeutigkeit der Plandarstellung

sowie

für die Anfertigung dieses Bebauungs-
planes, bestehend aus diesem Blatt und 

        der Begründung.

Dinslaken, den

Die Bürgermeisterin
Stabsstelle Stadtentwicklung

    i. A.

Alexandro Hugenberg
           Stabsstellenleiter

Für den Entwässerungsentwurf:

Dinslaken, den

Die Bürgermeisterin
 Fachdienst Tiefbau

i. A.

  Uwe Blankenburg
Stadtbauoberamtsrat

Der Ausschuss für Planung und 
Stadtentwicklung hat am

        die öffentliche Auslegung dieses 
        Planentwurfs einschließlich seiner 

Begründung beschlossen.
Ort und Datum der öffentlichen Auslegung 
wurden am
ortsüblich bekannt gemacht.

Dinslaken, den

    Die Bürgermeisterin
   i. V.

       Dominik Bulinski
         Beigeordneter

Der Satzungsbeschluss des 
Bebauungsplanes einschließlich des 
Hinweises auf die Bereithaltung des Planes 
zu jedermanns Einsicht ist gemäß 
§ 10 BauGB am                        ortsüblich 
bekannt gemacht worden.

   

 Dinslaken, den

       Michaela Eislöffel
        Bürgermeisterin

      

Dieser Bebauungsplan ist einschließlich 
seiner Begründung vom Rat 
am
gemäß § 10 BauGB als Satzung 
beschlossen worden.

Dinslaken, den

      Michaela Eislöffel
    Bürgermeisterin

Dieser Planentwurf und die Begründung 
haben gemäß § 3 (2) BauGB in der Zeit 
vom                          bis
einschließlich öffentlich ausgelegen.

Dinslaken, den

Die Bürgermeisterin
i. V.

          Dominik Bulinski
     Beigeordneter

 Der Ausschuss für Planung und 
Stadtentwicklung hat am
gemäß § 2 (1) BauGB i. V. m.
§ 30 BauGB die Aufstellung dieses 
Bebauungsplanes beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß 
§ 2 (1) BauGB am
ortsüblich bekannt gemacht worden.

      Dinslaken, den

  Die Bürgermeisterin
  i. V.

  Dominik Bulinski
     Beigeordneter

Die Übereinstimmung der Bestands-
angaben mit dem Liegenschaftskataster 
und der Örtlichkeit zum
wird bescheinigt. Der im Liegenschafts-
kataster fehlende Gebäudebestand wurde
nach amtlichen Lageplänen und durch
Luftbildauswertung ergänzt. Die Plan-
unterlage gilt als geodätisch richtig, 
soweit dies für den Planinhalt notwendig ist.

Dinslaken, den

  
Die Bürgermeisterin

     Fachdienst Vermessung,
GEO-Dienste, Liegenschaften

             i. A.

            
                            Gerd Lantermann    

       Stadtvermessungsdirektor

Bestandsdarstellung Sonstige Darstellungen 
und Abkürzungen Nachrichtl. Übernahmen

Art der baulichen Nutzung Maß der baulichen Nutzung Bauweise § 22 BauNVO

Baulinien und Baugrenzen

Verkehrsflächen § 9 (1) Nr. 11 BauGB Sonstige Planzeichen Sonstige Festsetzungen
Festsetzungen die im Plan neu getroffen werden
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Wirtschaftsgebäude

Öffentliches Gebäude
mit Hausnummern

Flurstücksgrenze
Flurgrenze

vorhandener Baumbestand

Parallelität

Regenwasserkanal (Bestand)

Schmutzwasserkanal (Bestand)

RW RW

SW SW

Urbane Gebiete
§ 6a BauNVO

geschlossene Bauweise

Baugrenze
§ 23 (3) BauNVO

0,8   Grundflächenzahl (GRZ)
         § 19 BauNVO

3,0 Geschossflächenzahl (GFZ) 
         § 20 BauNVO

GHmax.       Höhe baulicher Anlagen als Höchstmaß
                     in Metern über NHN (Normalhöhennull)
                     § 18 BauNVO

g Bereich für Ein- und Ausfahrten Grenze des räumlichen
Geltungsbereichs des
Bebauungsplans 
§ 9 (7) BauGB

MU

Höhe des Bezugspunktes
Kanaldeckel Nr. 6582

Fließrichtung

Abgrenzung unterschiedlicher
Nutzungen  
§ 16 (5) BauNVO

Kennzeichnung der Flächen für
besondere Anlagen und 
Vorkehrungen zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen 
im Sinne des Bundes-
Immisionsschutzgesetzes 
§ 9 (1) Nr. 24 BauGB

Straßenbahnschienen

Amtliche Basiskarte vom Land NRW (2022)
Datenlizenz Deutschland - Zero - Version 2.0 (www.govdata.de/dl-de/zero-2-0)

Textliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 3 BauNVO)

1.1 Urbanes Gebiet (MU) (§ 6a BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 4 bis 9 BauNVO)
Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO sind Tankstellen im gesamten Urbanen Gebiet unzulässig.

Gemäß § 1 Abs. 7 BauNVO sind Wohnnutzungen im Erdgeschoss im gesamten Urbanen Gebiet unzulässig.

Gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO sind Anlagen und Betriebe, die gewerblich betriebenen sexuellen Dienstleistungen und 
Darbietungen dienen, im gesamten Urbanen Gebiet unzulässig.

1.2 Stellplätze, überdachte Stellplätze und Garagen (§ 12 BauNVO i. V. m. § 19 Abs. 4 BauNVO)
Stellplätze und zugehörige Nebenanlagen für Kraftfahrzeuge sind im gesamten Urbanen Gebiet nur unterhalb der 
Geländeoberfläche (Tiefgarage) zulässig. Im gesamten Urbanen Gebiet ist je angefangene 300 m2 Grundstücksfläche nur 
ein oberirdischer, nicht überdachter Stellplatz für Kraftfahrzeuge auf der von der Friedrich-Ebert-Straße abgewandten 
Gebäudeseite zulässig. Diese können auch außerhalb der überbaubaren Flächen liegen.

Oberirdische überdachte Stellplätze und Garagen sind im gesamten Urbanen Gebiet nur innerhalb der überbaubaren 
Flächen zulässig. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 sowie Abs. 3 BauGB i. V. m. §§ 16 und 
18 BauNVO)

2.1 Maximale Gebäudehöhe (GHmax.) (§ 18 BauNVO)
Die maximale Gebäudehöhe wird gemessen am obersten Gebäudeabschluss. Dies ist bei Flachdächern einschließlich 
der Attika und bei geneigten Dächern der Dachfirst.

Eine Überschreitung der maximalen Gebäudehöhe durch haustechnische Anlagen und insbesondere durch Anlagen der 
Photovoltaik und der Solarthermie um bis zu 1,0 m ist zulässig. Die entsprechenden Anlagen müssen um 5,0 m von der 
Gebäudeaußenkante des darunterliegenden Geschosses zurückversetzt errichtet werden.

2.2 Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) (§ 18 BauNVO)
Die Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens muss höhengleich zur mittleren Höhenlage des vorhandenen 
Gehweges der zugeordneten Haupterschließungsstraße liegen. Diese Höhenlage ist zwischen den beiden, das jeweilige 
Baugrundstück seitlich begrenzenden Flurstücksgrenzen an deren Schnittpunkt mit dem als Haupterschließungsstraße 
genutzten Flurstück als arithmetisches Mittel zu ermitteln.

2.3 Maximale Höhe der Deckenoberkante Tiefgarage (§ 18 BauNVO)
Die fertige Deckenoberkante von Tiefgaragen darf nicht über der Höhe der Oberkante des fertigen Erdgeschossfuß- 
bodens liegen.

3. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO)

3.1 Versatz von Staffelgeschossen
Es sind oberhalb des vierten Vollgeschosses liegende Staffelgeschosse entlang der festgesetzten Baugrenzen, die nicht 
entlang von öffentlichen Verkehrsflächen verlaufen, mindestens um 3,0 m von den Gebäudeaußenkanten des 
darunterliegenden Geschosses zurückversetzt zu errichten.

3.2 Überschreitung der Baugrenzen (§ 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO)
Ausnahmsweise dürfen die festgesetzten Baugrenzen entlang der Kolpingstraße und der Friedrich-Ebert-Straße durch 
die Gebäudefassade ab dem zweiten Geschoss bis einschließlich des obersten Vollgeschosses bis zu 1,0 m auf einer 
maximalen Länge von bis zu 8,0 m überschritten werden. Die Überschreitung darf jedoch maximal bis zu einem Drittel der 
Gebäudebreite betragen. Sonstige Genehmigungsvorbehalte bleiben von dieser Festsetzung unberührt.

4. Ein- und Ausfahrten (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

4.1 Bereich von Ein- und Ausfahrten
Eine Ein- und Ausfahrt ist nur innerhalb des festgesetzten Bereiches zulässig. Darüber hinaus sind entlang der 
Kolpingstraße und der Friedrich-Ebert-Straße keine Ein- und Ausfahrten zulässig.

5. Schallschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

5.1 Schalldämmmaß von Außenbauteilen
Innerhalb des Plangebietes sind bei Errichtung, Erweiterung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden die 
Außenbauteile schutzbedürftiger Aufenthaltsräume zum Schutz vor einwirkendem Lärm so auszuführen, dass sie 
die Anforderungen an das erforderliche, gesamte bewertete Bau-Schalldämmmaß erf. R'w,ges gemäß DIN 4109 (2018) 
erfüllen.

Die Außenbauteile für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräumen, Unterrichtsräumen und ähnlichen 
Räumen sind in Bereichen mit einem maßgeblichen Außenlärmpegel von ≤ 60 dB(A) mit einem gesamten, 
bewerteten Bau-Schalldämmmaß (erf. R'w,ges) von mindestens 30 dB auszuführen. Auf der Grundlage der konkreten 
Bauvorhaben sind die Mindestanforderungen an das gesamte bewertete Bau-Schalldämmmaß im Einzelnen zu prüfen.

In Bereichen mit einem maßgeblichen Außenlärmpegel von > 60 dB(A) ergeben sich die Anforderungen an das gesamte 
bewertete Bau-Schalldämmmaß erf. R'w,ges der Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen Raumarten, des Verhältnisses der gesamten Außenflächen zur Grundfläche des Raumes und des 
Fensterflächenanteils aus der Differenz des maßgeblichen Außenlärmpegels (La) und den in der DIN 4109 (2018) 
niedergelegten Werten entsprechend der nachfolgenden Tabelle.

Raumart Gesamtes bewertetes BauSchalldämmmaß (erf. R'w,ges) in dB

Aufenthaltsräume in Wohnungen, 
Übernachtungsräume, Unterrichts- La - 30
räume und Ähnliches

Büroräume und Ähnliches La - 35

Das geforderte gesamte Bau-Schalldämmmaß erf. R'w,ges ist in Abhängigkeit vom Verhältnis der vom Raum aus 
gesehenen gesamten Außenfläche eines Raumes Ss zur Grundfläche des Raumes SG nach DIN 4109-2 (2018) mit 
dem Korrekturwert KAL zu korrigieren.

Die für die Dimensionierung der Schalldämmung der Außenbauteile maßgeblichen Außenlärmpegel sind der Rasterlärm- 
karte auf diesem Bebauungsplan zu entnehmen.

Ausnahmen von der Festsetzung können zugelassen werden, sofern die geringeren Anforderungen durch andere 
geeignete Maßnahmen von einem/ einer Sachverständigen nachgewiesen werden.

5.2 Fensterunabhängige Belüftung
Innerhalb des Plangebietes ist bei Errichtung, Erweiterung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden bei 
zum Schlafen genutzten Räumen für eine ausreichende Luftwechselrate bei geschlossenen Fenstern und Türen 
durch schallgedämmte Lüftungseinrichtungen oder gleichwertige Maßnahmen zu sorgen. Dabei ist zu 
gewährleisten, dass das erforderliche Schalldämmmaß des Außenbauteils erf. R'w,ges nicht beeinträchtigt wird.

Ausnahmen von der Festsetzung können zugelassen werden, sofern der Beurteilungspegel von ≤ 45 dB(A) 
nachts als Schwellenwert durch andere geeignete Maßnahmen von einem/ einer Sachverständigen nachge- 
wiesen wird.

5.3 Schutz von Außenwohnbereichen/ Freibereiche
Bei Gebäudefassaden, die an den in der Planzeichnung markierten Abschnitten der Baugrenzen und Baulinien 
parallel zu diesen oder in einem Winkel von bis zu 90° zu diesen stehen (Signatur ▲ ▲ ▲ ▲ ) und einen Beurtei- 
lungspegel für die Verkehrslärmimmission von mehr als 62 dB(A) im Tageszeitraum aufweisen, ist durch schall- 
mindernde Maßnahmen zu gewährleisten, dass Außenwohnbereiche bzw. Freibereiche keinem Dauerschallpegel 
von mehr als 62 dB(A) ausgesetzt sind.

Ausnahmen von der Festsetzung können zugelassen werden, sofern es sich um Außenwohnbereiche bzw. Frei- 
bereiche von durchgesteckten Wohnungen handelt, wenn zusätzlich auf der lärmabgewandten Gebäudeseite ein 
Außenwohnbereich bzw. Freibereich errichtet wird.

5.4 Grundrissoptimierung
Innerhalb des Plangebietes ist bei der Errichtung, Erweiterung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden 
der Grundriss von Wohneinheiten, deren Außenbauteile an den in der Planzeichnung markierten Abschnitten der 
Baugrenzen und Baulinien parallel zu diesen oder in einem Winkel von bis zu 90° zu diesen stehen (Signa-        
tur ▲ ▲ ▲ ▲ ) so auszuführen, dass mindestens ein Aufenthaltsraum der jeweiligen Wohneinheit zu einer Fas- 
sade mit einem Beurteilungspegel aus Verkehrslärm von ≤ 62 dB(A) orientiert ist.

6. Dachbegrünung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

6.1 Dachbegrünung
Dachflächen sind mindestens extensiv zu begrünen. Die Mindeststärke der Drän-, Filter- und Vegetationstrag- 
schicht beträgt 8 cm. Davon ausgenommen sind Dachflächenbereiche bis zu 30 % der Dachfläche, die für 
erforderliche haustechnische Einrichtungen (mit Ausnahme von Photovoltaikanlagen und solarthermischen 
Anlagen), Belichtungselemente oder für Dachterrassen genutzt werden. Die Dachfläche unter Photovoltaik- 
anlagen und solarthermischen Anlagen ist vollflächig extensiv mit der zuvor genannten Mindeststärke zu be- 
grünen. Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten.

6.2 Begrünung der Decken von Tiefgaragen
Die nicht überbauten Decken von Tiefgaragen sind vollflächig mit standortgerechten und heimischen Gräsern, 
Wildkräutern, Stauden und Gehölzen zu begrünen. Davon ausgenommen sind Bereiche von maximal 40 % der 
betreffenden Fläche, die für erforderliche haustechnische Einrichtungen, Belichtungselemente, Terrassen, Spiel-
plätze und Zuwegungen genutzt werden müssen. Die Mindeststärke der Drän-, Filter- und Vegetationstrag- 
schicht beträgt 60 cm. Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten.

6.3 Begrünung überdachter Stellplätze und Garagen
Alle nicht durch das Hauptgebäude überdeckten Dachflächen der überdachten Stellplätze und Garagen sind 
mindestens extensiv zu begrünen. Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten.

Kennzeichnungen

Bergbau (§ 9 Abs. 5 BauGB)
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt im Bereich des Eisensteindistriktfeldes „Gute Hoffnung“. 
Eisenstein ist nur an der Erdoberfläche ergraben worden. Ein untertägiger Bergbau ist nicht erfolgt. Einwirkungen 
aus der Eisensteinförderung auf den Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind somit auszuschließen. Rechts- 
inhaber ist die MAN GHH Immobilien GmbH. Das Plangebiet liegt zudem über dem auf Steinkohle verliehenen 
Bergwerksfeld „Rhein 5a“ im Eigentum der RAG Aktiengesellschaft sowie über dem Feld der Erlaubnis zu 
gewerblichen Zwecken „Wehofen-Gas“ der Inhaberin Mingas-Power GmbH. Auch liegt das Plangebiet über dem 
auf Schwefelkies verliehenen, ebenfalls erloschenen Bergwerksfeld „Bertha II“.

Nachrichtliche Übernahmen

Hochwassergefahren, Hochwasserrisiken (§ 9 Abs. 6a BauGB)
Alle in den Hochwassergefahrenkarten dargestellten Flächen, die bei einem seltenen oder extremen Hochwasser 
überflutet werden, sind Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten im Sinne von § 78b Wasser- 
haushaltsgesetz (WHG). Dazu zählt das gesamte Plangebiet. Diese werden gemäß § 9 Abs. 6a S. 1 BauGB 
nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen. Bei einem Hochwasserszenario HQextrem des Emscher- 
Systems, welches einen Deichbruch voraussetzt, ist im Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit einem Hoch- 
wasserstand von bis zu 1 m zu rechnen. Diese Hochwasser haben ein Wiederholungsintervall von mehr als 100 
Jahren (sogenanntes Jahrtausendhochwasser). Auf die vollständige Darstellung der Hochwassergefahren- und 
Hochwasserrisikokarten unter www.flussgebiete.nrw.de sowie auf die Ausführungen der Begründung des Bebau- 
ungsplanes wird verwiesen.

Hinweise

Gestaltungssatzung 
Der Planbereich liegt innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches der Satzung über die äußere Gestaltung 
baulicher Anlagen in der Innenstadt von Dinslaken vom 17. Dezember 2014. Die entsprechenden Vorgaben 
dieser Satzung sind zu beachten.

Baumschutz
Es gilt die Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt Dinslaken (Baumschutzsatzung) vom 18. De- 
zember 1990, zuletzt geändert durch Ratsbeschluss vom 17. Dezember 2019; sie findet sinngemäß auch 
Anwendung auf Straßenbäume.

Entwässerung
Soll Niederschlagswasser der befestigten Flächen (Dachflächen und / oder Stell- und Fahrflächen) über den 
Untergrund versickert werden, so ist hierfür eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Diese ist bei der Unteren 
Wasserbehörde zu beantragen. Sollte auf den Gewerbe- oder sonstigen Grundstücken Recyclingmaterial 
eingebaut werden, so ist hierfür eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. Das Recyclingmaterial hat dem 
Erlass „Anforderungen an den Einsatz von mineralischen Stoffen aus Bautätigkeiten im Straßen- und Erdbau", 
Stand 9. Oktober 2001, zu entsprechen. Gewerbebetriebe haben die evtl. erforderliche Vorbehandlung des 
Abwassers bzw. alternative Entwässerungskonzepte mit dem zuständigen Wasserverband und der Unteren 
Wasserbehörde abzustimmen.

P = 28,98 m ü. NHN

Kampfmittel
Luftbilder aus den Jahren 1939 bis 1945 sowie andere historische Unterlagen liefern Hinweise auf vermehrte Bombenab- 
würfe. Es wird empfohlen, eine Überprüfung der zu überbauenden Fläche auf Kampfmittel im Geltungsbereich des Bebau- 
ungsplanes durchzuführen. Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das Geländeniveau von 
1945 abzuschieben. Erfolgen Spezialtiefbauarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, 
Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc., wird eine Bohrlochdetektion empfohlen. Generell sind Bauarbeiten sofort einzustel- 
len, sofern Kampfmittel gefunden werden. In diesem Fall ist unverzüglich das Ordnungsamt der Stadt Dinslaken, die Feu- 
erwehr oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu verständigen. Grundsätzlich sind die Leitfäden und weiterführenden 
Informationen auf der Internetpräsenz des Kampfmittelbeseitigungsdienstes der Bezirksregierung Düsseldorf zu beachten.

Straßenbahntrasse
Der Betriebsablauf auf der Straßenbahntrasse der Friedrich-Ebert-Straße darf zu keinem Zeitpunkt gestört werden. 
Arbeiten im Gleisbereich sind zwingend mit der Duisburger Verkehrsgesellschaft AG abzustimmen. 
Das Abstimmungserfordernis besteht ebenfalls bei Einsatz eines Gerüstes in unmittelbarer Nähe zur Fahrleitungsanlage 
bezüglich zusätzlicher Sicherungsmaßnahmen gegen elektrischen Schlag.

Archäologische Bodenfunde
Im Rahmen der Planumsetzung ist gegebenenfalls eine Anordnung zur Sicherung der vermuteten Bodendenkmäler durch 
die Untere Denkmalbehörde erforderlich (Denkmalrechtliche Erlaubnis nach §15 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz NRW). 
Bauanträge und Abbruchvorhaben sind daher über die Untere Denkmalbehörde dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege 
zur Stellungnahme zuzuleiten.
Aus denkmalschutzrechtlichen Gründen sind alle bauausführenden Firmen (Tiefbau und Hochbau) zu verpflichten, 
auftretende archäologische Bodenfunde und -befunde oder Zeugnisse tierischen und pflanzlichen Lebens aus erd- 
geschichtlicher Zeit dem Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Xanten, Augustusring 3, 46509 Xanten 
unmittelbar anzuzeigen (Tel. 02801-776290, Fax 02801-7762933). 
Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Auf die §§ 15, 16 Denkmalschutzgesetz wird 
verwiesen.

Grundwasser
Bei der Planung und Errichtung von Baukörpern ist der mögliche höchste Grundwasserstand zu ermitteln und zu beachten.

Technische Regelwerke
Soweit in den textlichen Festsetzungen Bezug genommen wird auf technische Regelwerke, DIN-Normen, VDI-Richtlinien 
sowie Richtlinien aller Art, können diese bei der Stadt Dinslaken während der Dienststunden eingesehen werden.

Schallschutz
Abhängig von den Flächenverhältnissen zwischen Wand, Dach und Fenster sowie der tatsächlichen Schalldämmmaße der 
sonstigen Außenbauteile sowie der Größe und der Nutzung des Raumes, ist ausgehend von dem geforderten gesamten 
bewerteten Bau-Schalldämmmaß erf. R'w,ges im bauaufsichtlichen Verfahren das erforderliche Schalldämmmaß der 
Fenster zu berechnen.

Höhe baulicher Anlagen
Die Höhenentwicklung baulicher Anlagen wird durch die maximale Gebäudehöhe in Metern über Normalhöhennull (m ü. 
NHN) in der Planzeichnung eindeutig festgesetzt. Normalhöhennull beschreibt dabei die Bezugsfläche für Höhen über dem 
Meeresspiegel im Deutschen Haupthöhennetz 1992. Auf die Ausführungen der Begründung wird verwiesen. Die 
festgesetzte maximale Gebäudehöhe von 45,5 m ü. NHN entspricht in der Örtlichkeit einer relativen und somit 
wahrnehmbaren Gebäudehöhe von bis zu 16,5 m. Die festgesetzte maximale Gebäudehöhe von 41,5 m ü. NHN entspricht 
einer relativen Höhe von bis zu 12,5 m. Für die verdeutlichenden Angaben der relativen Höhen wird der Kanaldeckel 
Nr. 6582 von 28,98 m ü. NHN absoluter Höhe als Bezugspunkt herangezogen.

Artenschutz gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
Zur Vermeidung der Verletzung der Zugriffsverbote nach § 44 BNatSchG von besonders streng geschützten Arten, 
europäischen Vogelarten und Fledermausarten sind folgende Hinweise zu beachten:
In der Zeit zwischen dem 1. März und dem 30. September ist das Fällen von Bäumen sowie das Roden von Gehölzen 
nach § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG verboten. Auch außerhalb dieser Zeit muss darüber hinaus sichergestellt sein, dass es 
zu keinem Eintritt von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG kommt. Sämtliche Fäll-, Rodungs- und 
Abrissarbeiten sowie deren vorbereitenden Maßnahmen sind deshalb im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung durch 
einen Fachbiologen/ eine Fachbiologin zu begleiten. Die folgenden Maßnahmen sind zu beachten.
Vor dem Abriss von Gebäuden sind diese auf das Vorkommen planungsrelevanter Arten zu kontrollieren. Die 
Abrissarbeiten sind ebenfalls fachkundig zu begleiten.
Spalten an Gebäuden sind händisch zu öffnen und zu entfernen. Dabei muss auf Fledermäuse und andere Tiere geachtet 
werden. Insbesondere bei doppelschaligen Wänden muss auf das Vorkommen von Fledermäusen geachtet werden.
Fassadenverkleidungen müssen manuell geöffnet werden. Dabei muss auf das Vorkommen von Fledermäusen geprüft 
werden. Die ersten Reihen der Dachdeckung sind händisch zu entfernen und auf das Vorkommen von Fledermäusen zu 
kontrollieren.
Spalten und Hohlräume an Gebäuden müssen entweder vollständig einsehbar sein oder mittels einer Endoskop-Kamera 
begutachtet werden.
Der Abriss muss im direkten Anschluss an die Kontrolle stattfinden oder alle Spalten und Einfluggebiete sind so zu 
verschließen, dass ein Einschlupf nicht mehr möglich ist.
Bei einem Verschließen von Nistplätzen ist unbedingt sicherzustellen, dass diese Orte komplett frei von Tieren sind, 
welche gegebenenfalls in nicht komplett einsehbaren Bereichen anwesend sein könnten.
Sollten Brutvorkommen festgestellt werden, so ist mit dem Beginn der Arbeiten bis zum Ausflug der Jungtiere abzuwarten. 
Gefundene Tiere sind von fachkundigen Personen in Obhut zu nehmen und das weitere Vorgehen ist mit der zuständigen 
Naturschutzbehörde, auch im Hinblick auf gegebenenfalls erforderliche Ausgleichsmaßnahmen in einem geeigneten 
Umfang, abzustimmen.
Zum Schutz der Fledermäuse sind Abrissarbeiten im Zeitraum von August bis Oktober bzw. Anfang März bis Mitte April zu 
bevorzugen, da die Tiere in diesen Zeiträumen bei Baulärm und Erschütterungen selbständig fliehen können. Die übrigen 
Zeiträume betreffen Zeiten der Fortpflanzungsaktivität bzw. der Winterlethargie.
In der Zeit von August bis Oktober und von Anfang März bis Mitte April ist darauf zu achten, dass keine Brutvögel in den 
Gebäuden nisten.

Bestehendes Ortsrecht
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 342 überlagert einen Teilbereich des seit dem 10. Mai 1957 
rechtskräftigen Durchführungsplans Nr. 1, welcher mit Rechtskraft des Bebauungsplanes Nr. 342 nicht mehr anzuwenden 
ist.
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Gez. : Na 30.11.2022 / Now

BEBAUUNGSPLAN NR. 342
Bereich westlich Friedrich-Ebert-Straße/
südlich Kolpingstraße
RECHTSGRUNDLAGEN

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 3634), das
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. I S. 1353) geändert worden ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung  der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBII. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802) geändert worden ist.

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW 2018), in Kraft getreten am 4. August 2018 und am 
1. Januar 2019 (GV, NRW 2018 S. 421); zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. September 2021
(GV. NRW S. 1086), in Kraft getreten am  22. September 2021.

Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802) geändert worden ist.
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